
."Wer den ganzen Tag arbeitet, 
muss davon leben k:önnen" 

Nur 220 Euro im Monat: Menschen mit Behinderung verdienen als Angestellte 
in den dafür geschaffenen Werkstätten keinen Mindestlohn. Wieso ändert sich das nicht? 



Spezielle Werkstätten sollen Menschen mit Behinderung die Teilhabe am Arbeitsleben ermöglichen -wie hier in der Oberlausitz. FOTO: EVANGELISCHE STIFTUNG DIAKONIEWERK OBERLAUSITZ 

Von Luis Kuminka 

Potsdam. Zum 1. Januar wurde bun­
desweit der Mindestlohn erhöht. 
Damit müssen künftig nahezu alle 
Arbeitnehmer mindestens 12,82 
Euro pro Stunde verdienen. Ausge­
nommen von dieser Regelung sind · 
neben Auszubildenden und Prakti­
kanten auch Menschen mit Behin­
derung, die in einer Werkstatt für 
behinderte Menschen (WfbM) 
arbeiten. 

Diese Werkstätten sind Einrich­
tungen, in denen Menschen mit kör­
perlichen, geistigen oder seelischen 
Behinderungen angestellt sind. 
Hier wird ihnen eine Teilhabe am 
Arbeitsleben ermöglicht, sie sollen 
aber auch schrittweise an eine Tä­
tigkeit auf dem regulären Arbeits­
markt herangeführt werden. 

Zwischen 35 und 40 Stunden pro 
Woche arbeiten die Angestellten 
hier, die Tätigkeiten sind auf ihr in­
dividuelles Leistungsvermögen ab­
gestimmt. Anstatt 12,82 Euro wird 
ihnen dafür aber ein Stundenlohn 
von durchschnittlich 1,50 Euro ge­
zahlt. 

Das komme einem „ Taschen­
geld" gleich, kritisiert Janny Arm­
bruster (Grüne). Sie ist die Beauf­
tragte der Landesregierung Bran­
denburg für die Belange der Men­
schen mit Behinderungen. 

Dass Werkstattbeschäftigte zu 
gering entlohnt werden, sieht auch 
der Verein Werkstatträte Deutsch­
land so.' Er vertritt die Interessen al­
ler Beschäftigten in den WfbMs auf 
Bundesebene. 

,,Nein, wirfindendie aktuelle.Be­
zahlung nicht angemessen", so Vor­
standsmitglied Lulzim Lushtaku 
gegenüber der MAZ. 

10.000 Beschäftigte in Branden­
burger Werkstätten 

Laut dem Amt für Statistik Berlin­
Brandenburg leben in der Mark ak­
tuell rund 268.000 Menschen mit 
einer Schwerbehinderung. Circa 
10.000 von ihnen sind in den 26 
WfbM in Brandenburg beschäftigt. 

Doch wieso greüt dort die Mindest­
lohn-Regelung für Menschen mit 
Behinderung nicht? 

,,Eine WfbM ist kein herkömmli­
cher Betrieb", erklärt Janny Arm­
bruster. Gesetzlich sei die Auszah­
lung des Mindestlohns an einen re­
gulären Arbeitnehmerstatus ge­
knüpft. 

Diesen Status haben Menschen 
mit. Behinderung in den Werkstät­
ten allerdings nicht. Sie sind dort 
stattdessen in einem arbeitnehmer­
ähnlichen Beschäftigungsverhält­
nis angestellt, so Lulzim Lushtaku. 
Statt Mindestlohn erhalten sie dort 
ein Werkstätten-Entgelt. 

Beschäftigte, die an fünf Tagen in 
der Woche ganztägig arbeiten ge­
hen, erhalten dafür laut Lushtaku 
durchschnittlich 220 Euro im Monat. 

Mindestlohn zehnmal höher als 
Werkstätten-Bezahlung 

Zum Vergleich: Wer Mindestlohn 
bezieht, hat am Monatsanfang mit 
rund 2200 Euro das Zehnfache auf 
dem Konto. Dabei würden auch in 
den Werkstätten„ teilweise komple­
xe Tätigkeiten als Dienstleister für 
Industrie, Gewerbe und Privatkun­
den ausgeführt" werden, wie Lush~ 
taku sagt. 

Von Ausbeutung würde er des­
halb aber trotzdem nicht sprechen, 
so der Werkstatträte-Vorstand. 

Für viele B'eschäftigte sei die 
Werkstatt nicht nur Arbeitsort, son­
dern vielmehr ein Sozialraum, wo 
Freunde und Bekannte getroffen, 
gemeinsam gegessen, Halt und 
Orientierung geboten wird. 
' Trotzdem: Die infolge von Infla - · 

tion, Pandemie und Angrüfskrieg 
auf die Ukraine gestiegenen Preise 

• würden auch Menschen mit Behin­
derung spüren. ,,Ein Euro ist heute 
nicht mehr so viel wert wie vor fünf 
Jahren", erklärt Lushtaku. 

Eine Erhöhung des Lohns in den 
Werkstätten sei deshalb zwingend 
notwendig, denn: ,, Wer den ganzen 
Tag arbeitet, muss da.;onlebenkön­
nen", so seine Begründung. Ist der 
Mindestlohn in den WfbM die Lö-

' ' Werkstätten sind n·ur 
als Sozialleistung zu 

verstehen, als 
Ergänzung züm 
Arbeitsmarkt. 

Christoph Lau, 
Vorsitzender der Landesarbeitsge­

meinschaft der Werkstätten für 
behinderte Menschen in Brandenburg 

' ' Es besteht die Sorge, 
dass diese Rechte 
beim Mindestlohn 

wegfallen. 
Lulzim Lushtaku, 

Vorstandsmitglied der Werkstatträte 
Deutschland 

sung? Diese Forderung sei zu sim­
pel, sagt Christoph Lau. Als Vorsit­
zender der Landesarbeitsgemein­
schaft der Werkstätten für behinder­
te Menschen in Brandenburg ver­
tritt er die WfbM in Brandenburg. 

Die Werkstätten stünden „ außer­
halb der Wettbewerbsbedingungen 
des Arbeitsmarktes", seien nicht auf 
Profit ausgerichtet - und wären ge­
nau deshalb für Menschen mit Be­
hinderung notwendig. 

Inden Werkstätten würden keine 
Kündigungen ausgesprochen, nur 
weil die Auftragslage gerade 
schlecht sei, oder weil jemand „zum 
gewerblichen Gesamtergebnis viel­
leicht nur einen kleinen Beitrag leis­
ten" könne, erklärt Lau. 

Wenn es um die Gewinnmaxi­
mierung der Werkstätten gehen 
würde, wären diese Schritte im Sin­
ne der Marktlogik zwar notwendig­
im Hinblick auf ihre gesellschaftli­
che Aufgabe aber „absurd". 

Denn in den Werkstätten gehe es 
darum, Menschen mit Behinderung 
am Arbeitsleben teilhaben zu las­
sen, ,, unabhängig vom materiellen 
Mehrwert ihrer Arbeitskraft", sagt 
Lau. • 

Menschen mit Behinderung er­
halten Sozialhilfe und Rente 

Zudem erhalten die dort Beschäftig­
ten zusätzlich zu dem Werkstatt­
Entgelt vori 1,50 Euro weitere So­
zialleistungen, beispielsweise So­
zialhilfe oder eine Rente wegen vol­
ler Erwerbsminderung. 

Auch die Krankenkassenbeiträ­
ge werden von den Werkstätten 

• übernommen, zudem die Unter­
kunft meistens bezahlt. Weiteres 
Geld, welches in der Debatte um die 
Entlohnung in den Werkstätten oft­
mals vergessen wurde, kritisiert 
Christoph Lau. 

Man könne zwar behaupten, 
dass auch diese Summen nicht aus­
reichen, sagt er. Aber: ,, Werkstätten, 
sind nur als Sozialleistung zu verste­
hen, als Ergänzung zum Arbeits­
markt - nicht aber als Teil des 
Arbeitsmarktes mit Tarüparteien 

I. 

und Mindestlohn." 
Heißt: Die Werkstätten funktio-

. nieren nicht nach den Regeln der 
freien Wirtschaft, machen keine ho­
hen Umsätze- und könnten deshalb 
aus eigener Kraft niemals den Min­
destlohn an ihre Beschäftigten zah­
len. Ein höl}erer Lohn für Menschen 
mit Behinderung müsste größten­
teils aus Steuern finanziert werden, 
bestätigt Lulzim Lushtaku. Er hält 
eine Erhöhung der Bezahlung auf 
Mindestlohnniveau trotzdem für 
angemessen und notwendig. 

Aber: Der Status des arbeitneh­
merähnlichen Beschäftigungsver­
hältnisses müsse auch im Fall einer 
Lohnerhöhung bestehen bleiben. 

Denn nur dieses sichert Men­
schen mit Behinderung weiterhin 
die Sonderreglungen für ihre Rente 
zu, garantiert, dass sie praktisch un­
kündbar sind. ,, Es besteht die Sorge, 
dass diese Rechte beim Mindest­
lohn wegfallen", warnt Lushtaku. • 

Ob und wann die Politik bei der 
Bezahlung in Werkstätten nachbes­
sert, ist offen. Die von der noch·am­
tierenden Bundesregierung ge­
plante Werkstattreform wurde bis­
lang nicht realisiert. 

Diese sieht auch für Werkstätten­
Angestellte den Mindestlohn vor -

. wird aber nicht mehr vor den Neu­
wahlen v,erabschiedet werden. Es 
sei zu hoffen, dass diese „ die neue 
Bundesregierung nach den Bundes­
tagswahlen auf den Weg bringt", so 
Brande:qburgs Beauftragte Janny 
Armbruster. 

Grundsätzlich stellt sich die Fra- • 
ge, ob die aktuelle Bezahlung in den 
Werkstätten von politischer Seite 
bislang als gerecht angesehen wur­
de - oder ob in Deutschland die UN­
Behindertenrechtskonvention 
schon seit Jahren verletzt wird. 

Denn diese ist 2009 zu geltendem 
Recht geworden. Damit hat sich 
Deutschland verpflichtet, ,,die Ver­
dienste und Fähigkeiten von Men­
schen mit Behinderungen und ihres 
Beitrags zur Arbeitswelt und zum 
Arbeitsmarkt zu fördern". Momen­
tim sind das 1,50 Euro Stundenlohn. 



KOMMENTAR 

Von Luis Kuminka 

Bezahlung 
zweiter !(lasse 

D 
ie Bezahlung in Werk­
stätten für Menschen 
mit Behinderung ist ein 
Armutszeugnis. Wer in 

einer solchen angestellt ist, ver­
dient im Durchschnitt einen 
Stundenlohn von gerade einmal 
1,50Euro. 

Dass die Angestellten mehr 
Geld fordern, ist absolut nach­
vollziehbar. Sicher, die Werk­
stätten selbst köp.nen eine. Be­
zahlung auf Mindestlohn­
Niveau aus eigener Tasche nicht 
stemmen - das müssen sie aber 
auch nicht. 

Ihre Aufgabe ist es, Men­
schen mit Behinderung eine 
Teilhabe am Arbeitsmarkt, ein 
soziales Miteinander zu ermög­
lichen - und niGht die notwendi­
gen Gewinne zu erwirtschaften, 
um ihre Angestellten zu bezah­
len. Vielmehr ist die Politik in 
der Verantwortung, sie muss die 
nötigen Steuergelder zuschie­
ßen. 

„ Und was ist mit uns?", wird 
es aus den Reihen derer schal­
len, die ebenfalls für wenig Geld 
viel arbeiten, oder schauen müs­
sen, wie sie ihre Mitarbeiter in 
wirtschaftlich schwierigen Zei­
ten bezahlt bekommen. 

Das ist sicherlich berechtigt. 
Aber: Denn wer keine Behinde­
rung hat und auf eine Beschäfti­
gung in einem betreuten Umfeld 
angewiesen i~t, kann demons­
trieren, den Job wechseln, not­
falls umschulen. Die Angestell­
t,m in den Werkstätten können 
das nicht ohne Weiteres. 

Wir als Gesellschaft müssen 
uns deshalb fragen: ,, Welchen 
Wert hat Arbeit?" Ganz sicher 
nicht nur 220 Euro im Monat. 
Das ist nicht angemessen, son­
dern vielmehr eine Bezahlung 
zweiter Klasse . 
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